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Vergabe von Verkehrsdienstleistungen 
 

Verordnung 1370/2007/EG des Europäischen Parlaments  und  
des Rates vom 23.10.2007 

über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schien e und Straße 
(Auszüge) 

 

Die nachfolgenden Ausführungen fassen die wesentlichen Regelungsinhalte der Verordnung 
1370/2007/EG zur Vergabe von Verkehrsdienstleistungen zusammen. Zu beachten ist, dass 
für öffentliche Personenverkehrsdienste mit Bussen und Straßenbahnen Dienstleistungsauf-
träge nach Maßgabe der EU-Richtlinien 2004/17/EG oder 2004/18/EG (neu: EU-Richtlinien 
2014/24/EU, 2014/25/EU) vergeben werden. Insoweit gelten die nachfolgend benannten 
Regelungen zur Inhouse-Vergabe bzw. zur Direktvergabe nicht. 

Zusätzlich kann die Mitteilung der Kommission über die Auslegungsleitlinien zur Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße – 
2014/C 92/01 – herangezogen werden. 

 

I. 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für den innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Personenverkehr 
mit der Eisenbahn und andere Arten des Schienenverkehrs sowie auf der Straße, mit Aus-
nahme von Verkehrsdiensten, die hauptsächlich aus Gründen historischen Interesses oder 
zu touristischen Zwecken betrieben werden. 

 

II. 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) „öffentlicher Personenverkehr“ Personenbeförderungsleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse, die für die Allgemeinheit diskriminierungsfrei und fortlaufend er-
bracht werden; 

b) „zuständige Behörde“ jede Behörde oder Gruppe von Behörden eines oder mehrerer Mit-
gliedstaaten, die zur Intervention im öffentlichen Personenverkehr in einem bestimmten 
geografischen Gebiet befugt ist, oder jede mit einer derartigen Befugnis ausgestattete 
Einrichtung; 

c) „zuständige örtliche Behörde“ jede zuständige Behörde, deren geografischer Zuständig-
keitsbereich sich nicht auf das gesamte Staatsgebiet erstreckt; 

d) „Betreiber eines öffentlichen Dienstes“ jedes privat- oder öffentlich-rechtliche Unterneh-
men oder jede Gruppe von privat- oder öffentlich-rechtlichen Unternehmen, das/die öffent-
liche Personenverkehrsdienste betreibt, oder eine öffentliche Einrichtung, die öffentliche 
Personenverkehrsdienste durchführt; 
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e) „gemeinwirtschaftliche Verpflichtung“ eine von der zuständigen Behörde festgelegte oder 
bestimmte Anforderung im Hinblick auf die Sicherstellung von im allgemeinen Interesse 
liegenden öffentlichen Personenverkehrsdiensten, die der Betreiber unter Berücksichti-
gung seines eigenen wirtschaftlichen Interesses nicht oder nicht im gleichen Umfang oder 
nicht zu den gleichen Bedingungen ohne Gegenleistung übernommen hätte; 

f) „ausschließliches Recht“ ein Recht, das einen Betreiber eines öffentlichen Dienstes be-
rechtigt, bestimmte öffentliche Personenverkehrsdienste auf einer bestimmten Strecke 
oder in einem bestimmten Streckennetz oder Gebiet unter Ausschluss aller anderen sol-
chen Betreiber zu erbringen; 

g) „Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen“ jeden Vorteil, insbesondere 
finanzieller Art, der mittelbar oder unmittelbar von einer zuständigen Behörde aus öffentli-
chen Mitteln während des Zeitraums der Erfüllung einer gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tung oder in Verbindung mit diesem Zeitraum gewährt wird; 

h) „Direktvergabe“ die Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags an einen bestimm-
ten Betreiber eines öffentlichen Dienstes ohne Durchführung eines vorherigen wettbe-
werblichen Vergabeverfahrens; 

i) „öffentlicher Dienstleistungsauftrag“ einen oder mehrere rechtsverbindliche Akte, die die 
Übereinkunft zwischen einer zuständigen Behörde und einem Betreiber eines öffentlichen 
Dienstes bekunden, diesen Betreiber eines öffentlichen Dienstes mit der Verwaltung und 
Erbringung von öffentlichen Personenverkehrsdiensten zu betrauen, die gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen unterliegen; gemäß der jeweiligen Rechtsordnung der Mitgliedstaa-
ten können diese rechtsverbindlichen Akte auch in einer Entscheidung der zuständigen 
Behörde bestehen: 

− die die Form eines Gesetzes oder einer Verwaltungsregelung für den Einzelfall haben 
kann oder 

− die Bedingungen enthält, unter denen die zuständige Behörde diese Dienstleistungen 
selbst erbringt oder einen internen Betreiber mit der Erbringung dieser Dienstleistun-
gen betraut; 

j) „interner Betreiber“ eine rechtlich getrennte Einheit, über die eine zuständige örtliche Be-
hörde – oder im Falle einer Gruppe von Behörden wenigstens eine zuständige örtliche 
Behörde – eine Kontrolle ausübt, die der Kontrolle über ihre eigenen Dienststellen ent-
spricht; 

k) „Wert“ den Wert eines Verkehrsdienstes, einer Strecke, eines öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags oder einer Ausgleichsregelung des öffentlichen Personenverkehrs, der den 
Gesamteinnahmen – ohne Mehrwertsteuer – des Betreibers oder der Betreiber eines öf-
fentlichen Dienstes entspricht, einschließlich der Ausgleichsleistung der Behörden gleich 
welcher Art und aller Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf, die nicht an die betroffene 
zuständige Behörde abgeführt werden; 

l) „allgemeine Vorschrift“ eine Maßnahme, die diskriminierungsfrei für alle öffentlichen Per-
sonenverkehrsdienste derselben Art in einem bestimmten geografischen Gebiet, das im 
Zuständigkeitsbereich einer zuständigen Behörde liegt, gilt; 
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m) „integrierte öffentliche Personenverkehrsdienste“ Beförderungsleistungen, die innerhalb 
eines festgelegten geografischen Gebiets im Verbund erbracht werden und für die ein 
einziger Informationsdienst, eine einzige Fahrausweisregelung und ein einziger Fahrplan 
besteht. 

 

III. 
Obligatorischer Inhalt öffentlicher Dienstleistungs aufträge 

(1) In den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen und den allgemeinen Vorschriften 

a) sind die vom Betreiber eines öffentlichen Dienstes zu erfüllenden gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen und die geografischen Geltungsbereiche klar zu definieren; 

b) sind zuvor in objektiver und transparenter Weise aufzustellen: 

i. die Parameter, anhand deren gegebenenfalls die Ausgleichsleistung berechnet wird, 
und 

ii. die Art und der Umfang der gegebenenfalls gewährten Ausschließlichkeit; 

dabei ist eine übermäßige Ausgleichsleistung zu vermeiden. 

Bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die gem. Art. 5 II, IV, V, VI vergeben werden, wer-
den diese Parameter so bestimmt, dass die Ausgleichsleistung den Betrag nicht übersteigen 
kann, der erforderlich ist, um die finanziellen Nettoauswirkungen auf die Kosten und Ein-
nahmen zu decken, die auf die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zurück-
zuführen sind, wobei die vom Betreiber eines öffentlichen Dienstes erzielten und einbehalte-
nen Einnahmen und ein angemessener Gewinn berücksichtigt wird; 

c) sind die Durchführungsvorschriften für die Aufteilung der Kosten, die mit der Erbringung 
von Dienstleistungen in Verbindung stehen, festzulegen. Diese Kosten können insbeson-
dere Personalkosten, Energiekosten, Infrastrukturkosten, Wartungs- und Instandset-
zungskosten für Fahrzeuge des öffentlichen Personenverkehrs, das Rollmaterial und für 
den Betrieb der Personenverkehrsdienste erforderliche Anlagen sowie die Fixkosten und 
eine angemessene Kapitalrendite umfassen. 

(2) In den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen und den allgemeinen Vorschriften sind die 
Durchführungsvorschriften für die Aufteilung der Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf 
festzulegen, die entweder beim Betreiber eines öffentlichen Dienstes verbleiben, an die zu-
ständige Behörde übergehen oder unter ihnen aufgeteilt werden. 

 

IV. 
Laufzeit 

(1) Dienstleistungsaufträge sind befristet und haben eine Laufzeit von höchstens zehn Jah-
ren für Busverkehrsdienste und von höchstens 15 Jahren für Personenverkehrsdienste mit 
der Eisenbahn oder anderen schienengestützten Verkehrsträgern. Die Laufzeit von öffentli-
chen Dienstleistungsaufträgen, die mehrere Verkehrsträger umfassen, ist auf 15 Jahre be-
schränkt, wenn der Verkehr mit der Eisenbahn oder anderen schienengestützten Verkehrs-
trägern mehr als 50% des Werts der betreffenden Verkehrsdienste ausmacht. 
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(2) Falls erforderlich kann die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter Berück-
sichtigung der Amortisierungsdauer der Wirtschaftsgüter um höchstens 50% verlängert wer-
den, wenn der Betreiber eines öffentlichen Dienstes einen wesentlichen Anteil der für die 
Erbringung der Personenverkehrsdienste, die Gegenstand des öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags sind, insgesamt erforderlichen Wirtschaftsgüter bereitstellt und diese vorwiegend an 
die Personenverkehrsdienste gebunden sind, die von dem Auftrag erfasst werden. 

 

V. 
Unteraufträge 

In den Unterlagen des wettbewerblichen Vergabeverfahrens und den öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträgen ist transparent anzugeben, ob und in welchem Umfang eine Vergabe von 
Unteraufträgen in Frage kommt. Werden Unteraufträge vergeben, ist der Betreiber verpflich-
tet, einen bedeutenden Teil des öffentlichen Personenverkehrsdienstes selbst zu erbringen. 

 

VI. 
Inhouse-Vergaben 

Sofern dies nicht nach nationalem Recht untersagt ist, kann jede zuständige örtliche Behör-
de – unabhängig davon, ob es sich dabei um eine einzelne Behörde oder eine Gruppe von 
Behörden handelt, die integrierte öffentliche Personenverkehrsdienste anbietet – beschlie-
ßen, selbst öffentliche Personenverkehrsdienste zu erbringen oder öffentliche Dienstleis-
tungsaufträge direkt an eine rechtlich getrennte Einheit zu vergeben, über die die zuständige 
örtliche Behörde – oder im Falle einer Gruppe von Behörden wenigstens eine zuständige 
örtliche Behörde – eine Kontrolle ausübt, die der Kontrolle über ihre eigenen Dienststellen 
entspricht. 

 

VII. 
Direkt-Vergaben 

Sofern dies nicht nach nationalem Recht untersagt ist, können die zuständigen Behörden 
entscheiden, öffentliche Dienstleistungsaufträge, die entweder einen geschätzten Jahres-
durchschnittswert von weniger als 1000 000 Euro oder eine jährliche öffentliche Personen-
verkehrsleistung von weniger als 300 000 km aufweisen, direkt zu vergeben. Im Falle von 
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die direkt an kleine oder mittlere Unternehmen, die 
nicht mehr als 23 Fahrzeuge betreiben, vergeben werden, können diese Schwellen entweder 
auf einen geschätzten Jahresdurchschnittswert von weniger als 2000 000 Euro oder eine 
jährliche öffentliche Personenverkehrsleistung von weniger als 600 000 km erhöht werden. 

 


